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(Heiterkeit und Beifall von allen Fraktionen – 
Ministerin Sylvia Löhrmann: Welches Ressort 
denn?) 

– Das ist doch logisch. Das ist jetzt alles in trockenen 
Tüchern.  

Ich komme nun zu den Schlussbemerkungen. Sehr 
geehrte Damen und Herren, Sie konnten sich heute 
hoffentlich erneut einen kleinen Eindruck von der 
Wichtigkeit und Vielfältigkeit unserer Arbeit verschaf-
fen. 

Nordrhein-Westfalen blickt auf eine lange Erfahrung 
im Umgang mit den Eingaben seiner Bürgerinnen 
und Bürger zurück. Den Vergleich mit anderen Bun-
desländern brauchen wir absolut nicht zu scheuen. 
Im Gegenteil: Sehr früh hatte der Ausschuss es sich 
zur Tradition gemacht, in geeigneten Fällen mit allen 
Behörden und allen Beteiligten eines Streites an ei-
nem Tisch zu sitzen, um eine gemeinsame Lösung 
zu finden und das gegenseitige Vertrauen zwischen 
Behörden und Bürgern, das vor der Petition meistens 
zerstört ist, wieder zu verbessern bzw. wiederherzu-
stellen. 

Ich persönlich halte das Petitionswesen so, wie wir 
es hier leben, für modern und effektiv. Gerade heute, 
wo viele glauben, dass eine Mitzeichnung eines On-
lineformulars oder eine Onlinepetition ebenso viel 
ausrichten könnten wie ein persönliches Gespräch, 
gilt es, diese Tradition zu achten und zu pflegen. 

Für die Abgeordneten des Ausschusses und das Pe-
titionsreferat, bei dem ich mich ganz herzlich für 
seine gute und einfühlsame Zusammenarbeit be-
danke, 

(Beifall von allen Fraktionen) 

steht immer der Mensch im Mittelpunkt und nicht die 
Internetpetition. Ich denke, unsere Erfolge habe ich 
Ihnen eindrücklich beweisen können. Ich könnte 
noch weitermachen. Aber hier leuchtet schon die 
Lampe, die das Ende der Redezeit signalisiert. – Ich 
bedanke mich ganz herzlich für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von allen Fraktionen) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Klöpper, für diesen wirklich sehr informati-
ven Bericht. Ich danke Ihnen im Namen der Abgeord-
neten auch für die sehr unterschiedlichen und zum 
Teil sehr eindrucksvollen Beispiele, die Sie uns ge-
schildert haben. Damit wird für alle Kolleginnen und 
Kollegen, die nicht dem Petitionsausschuss angehö-
ren, die Arbeit immer wieder anschaulich dargestellt. 
Die Beispiele ermöglichen es auch, draußen zu er-
zählen, in welchen Fällen geholfen werden kann. Ich 
danke Ihnen im Namen aller auch für das zuletzt ge-
nannte Beispiel, das in gewisser Weise doch das 
Bild, das die Öffentlichkeit manchmal über Beamte 

hat, ein Stückchen zurechtgerückt hat. Vielen Dank 
dafür. 

(Beifall von allen Fraktionen) 

Ich schließe in diesen Dank alle Kolleginnen und Kol-
legen, die stellvertretend für uns die Arbeit im Petiti-
onsausschuss gewährleisten und erledigen, ein – 
und natürlich die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
des Petitionsreferats. Ganz herzlichen Dank! 

(Beifall von allen Fraktionen) 

Wir kommen jetzt zum Tagesordnungspunkt 

9 Gesetz zur Stärkung der Partizipation auf 
Kommunalebene 

Gesetzentwurf 
der Fraktion der PIRATEN 
Drucksache 16/5474 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Ausschusses für Kommunalpolitik 
Drucksache 16/13332 

zweite Lesung 

Ich eröffne die Aussprache. Als erste Rednerin hat 
für die SPD-Fraktion Frau Kollegin Steinmann das 
Wort.  

Lisa Steinmann (SPD): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen Land-
tagsabgeordnete! Wir befassen uns heute erneut mit 
dem Thema „Partizipation auf kommunaler Ebene“ – 
sprich: mit den Möglichkeiten der Teilnahme von Bür-
gern an politischen Prozessen. Wir tun dies als ge-
wählte Abgeordnete, als Volksvertreter, denen die 
Menschen in diesem Lande ihre Stimme in den 
Schoß gelegt haben, um diese in ihrer Namen hier 
für sie zu erheben. Wir debattieren hier in diesem 
Rund und tauschen Ideen und Positionen im Namen 
des Volkes aus. Wir tun dies hier miteinander und un-
tereinander – übrigens in dem einzigen Sitzungs-
raum in diesem Haus, der ohne Fenster ist und keine 
Ablenkung oder Einflussnahme von außen vorsieht. 

Medien begleiten diese Debatten als Berichterstatter. 
Zuschauer lauschen auf der Tribüne, können aus-
wärts dem Livestream folgen oder sich geführte Ge-
fechte im Videostream nachträglich ansehen. Das ist 
demokratisches Grundverständnis. Das ist gut; das 
ist wichtig; das ist State of the Art. 

Wir sitzen hier als Abgeordnete des Landes, als Be-
rufspolitiker, als Profis – nicht immer professionell, 
aber die Ausübung dieser Tätigkeit ist unser Job, un-
sere Lebensmitte, eine Dienstleistung auf Zeit, eine 
große Ehre und Verantwortung. Dabei sind wir, sind 
Sie Personen des öffentlichen Rechts, genießen Im-
munität und werden an Ihren Taten gemessen.  
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Um in der kommunalen Terminologie zu bleiben: Wir 
sitzen hier in der Hauptamtlichkeit.  

Kommunale Mandatsträger üben ihr politisches Han-
deln in Ehrenamtlichkeit aus. Lokalpolitik ist ihr 
Hobby, meist auch ihre Leidenschaft, ist ein persön-
licher Einsatz neben Beruf und Familie. Im Alltag sind 
sie Arbeitskollege, Vorgesetzter, Angestellter, 
Dienstleister, Unternehmer oder Handlungspartner, 
sind sie Menschen – so das Ideal, das wir für ein par-
lamentarisches kommunales Abbild anstreben –, die 
ihren Alltag in unterschiedlichen Berufen und Le-
bensumständen verbringen. 

Diese Menschen versuchen, nach Feierabend und 
am Wochenende die vielfältigen Maßnahmen in Re-
alität umzusetzen, die wir ihnen hier ins Gebetbuch 
schreiben. Die Zeiten haben sich dabei massiv ver-
ändert. In einer aktuellen Beantwortung des MIK 
wurde jüngst aufgezeigt, in welcher Beschusslage 
sich auch Kommunalpolitiker zunehmend angegrif-
fen sehen – verbal und teilweise tätlich. Dabei sind 
die Gunst und das Ansehen auch nicht immer leicht 
zu erringen. Zunehmend oft ist die Haltung, ist die 
Bildung von Meinungen von schweren Anfeindungen 
begleitet.  

Den kommunalpolitisch Tätigen gebührt mein aller-
größter Respekt.  

(Beifall von der SPD, den GRÜNEN, den 
PIRATEN und Henning Höne [FDP]) 

Ihre Persönlichkeitsrechte sind dabei besonders 
schützenswert.  

Wir haben in der Ehrenamtskommission, im Aus-
schuss für Kommunalpolitik und auch hier im Plenum 
vielfach über den Einsatz digitaler Strukturen als In-
formationsweg diskutiert. Der Mehrwert ist dabei für 
mich unumstritten.  

Aber, meine Damen und Herren, lassen Sie uns nicht 
den Fehler machen, den Menschen, die mit ihrem 
persönlichen Einsatz die Basis unserer demokrati-
schen Strukturen bilden, zu diktieren, wie sie diesen 
Einsatz auszuüben haben – nicht, solange sie sich 
anderweitig alltäglich in anderen Rollen behaupten 
müssen. Es steht bereits heute in der Freiwilligkeit 
der kommunalen Gremien, Livestream oder Video-
übertragungen zu nutzen. Wir haben bereits eine 
Kannlösung. Daran ist auch nicht zu rütteln. 

Lassen Sie uns Chancengeber bleiben und uns wei-
terhin zur Kernaufgabe machen, wie wir die Rahmen-
bedingungen unserer örtlichen Kollegen weiter ver-
bessern und stärken können! Lassen Sie uns Chan-
cengeber sein, aber nicht Richter im Diktat!  

Wir lehnen den Antrag der Piratenfraktion in der vor-
gelegten Form ab. Wir tun dies aus Überzeugung 
und in Anerkennung der kommunalen Leistung. Ich 
sage: Hut ab! – Danke für diese Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der SPD, den GRÜNEN und Hen-
ning Höne [FDP]) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Steinmann. – Für die CDU-Fraktion 
spricht der Kollege Nettekoven. 

Jens-Peter Nettekoven (CDU): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Am 9. April 2014 
wurde durch das Plenum beschlossen, den Gesetz-
entwurf an den Ausschuss für Kommunalpolitik zu 
überweisen. Mein Kollege Peter Biesenbach hat in 
dieser Plenarsitzung Ihnen, Herr Kollege Herrmann, 
die Frage gestellt, ob wir alles aufschreiben sollen, 
was zulässig ist.  

Wir haben Ihren Gesetzentwurf im Ausschuss sach-
lich debattiert. Sie konnten uns die Frage meines Kol-
legen nicht beantworten, warum wir eine solche Re-
gelung auf Landesebene einführen sollen, was be-
reits heute rechtlich möglich wäre. Der Öffentlich-
keitsgrundsatz in § 48 Abs. 2 S. 1 der Gemeindeord-
nung sieht bereits eine entsprechende Regelung vor. 

Kommunalpolitiker – wie meine Kollegin eben gesagt 
hat – üben ihr Mandat ehrenamtlich neben ihrem Be-
ruf und der Familie aus. Ich selbst bin Ratsmitglied 
im Rat der wunderschönen Stadt Remscheid. Wir ha-
ben die Übertragung von Ratssitzungen diskutiert, 
wir haben Pro und Contra abgewogen. Dabei sind wir 
parteiübergreifend zu dem Entschluss gekommen, 
dass wir das nicht möchten, und haben den entspre-
chenden Antrag einer Ratsgruppe abgelehnt. 

Ihre Gesetzesänderung ist nicht notwendig, da be-
reits heute eine Veröffentlichung möglich ist. Wir sind 
der Meinung, dass die Entscheidung darüber weiter-
hin der kommunalen Selbstverwaltung unterliegen 
sollte, und werden deshalb Ihren Gesetzentwurf 
heute ablehnen. – Vielen Dank. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Kollege Nettekoven. – Für die Fraktion der Grü-
nen spricht der Kollege Krüger. 

Mario Krüger*) (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Da-
men! Meine Herren! Liebe Kollegen! Liebe Kollegin-
nen! Ich will einen anderen Zungenschlag in die Ar-
gumentation hineinbringen als der, der von den bei-
den Beteiligten im Vorfeld benutzt wurde.  

Zunächst einmal, Herr Herrmann: Ihr Anliegen, das 
Sie vortragen, ist durchaus gerechtfertigt. Nur ist der 
Lösungsvorschlag, den Sie uns aufzeigen, unseres 
Erachtens nicht praxistauglich bzw. mit den verein-
barten Regelungen nicht zu vereinbaren. 
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Ich möchte auf den jetzigen Verfahrensstand einge-
hen. Dort, wo sich die Räte entschieden haben, Rats-
sitzungen über Bild- und Tonaufzeichnungen mittels 
Internet – über Livestreaming, wie es so schön 
heißt – zu veröffentlichen, ist die Einwilligung eines 
jeden einzelnen Betroffenen notwendig, und zwar für 
jeden einzelnen Redebeitrag.  

Diese Aufzeichnungen werden dann für ein Jahr ge-
speichert. Mitarbeiter der Verwaltung, die möglicher-
weise in das Bild hineinkommen, können der Auf-
zeichnung widersprechen. Die Aufzeichnungen, die 
vorgenommen werden, erfolgen ausschließlich von 
Redebeiträgen, die vom Rednerpult aus gehalten 
werden. 

Wenn man sich einmal die Praxis in den kommuna-
len Räten ansieht, dann stellt man fest, dass Rede-
beiträge üblicherweise nicht vom Rednerpult gehal-
ten werden – sofern es überhaupt vorhanden ist –, 
sondern in der Regel vom Platz erfolgen.  

Da stecke ich in dem Dilemma, dass jemand gerne 
seinen Beitrag veröffentlicht sehen möchte, der dazu 
auch eine entsprechende Einwilligung erteilt; er hat 
aber Sitznachbarn vor ihm, neben ihm, hinter ihm, die 
in dem Bild mit aufgezeichnet werden. Und die kön-
nen dieser Veröffentlichung widersprechen.  

Insofern gibt es da durchaus Handlungsbedarf, näm-
lich einerseits bei der Wahrung der Persönlichkeits-
rechte von Kommunalpolitikern, und andererseits ein 
Instrument zu finden, wie die Bürgerschaft über das 
Ratsleben ein Stück weit besser informiert werden 
kann. 

Diesem Anspruch werden Sie mit Ihrem Gesetzent-
wurf aber nicht gerecht, weil Sie den Aspekt „Wah-
rung der Persönlichkeitsrechte“ völlig ausgeklam-
mert haben. Herr Herrmann, wir haben hierzu di-
verse Gespräche mit dem Datenschutzbeauftragten 
geführt, um gemeinsam mit dem Ministerium zu 
überlegen, inwieweit es praktikable Lösungen gibt, 
die es ermöglichen, bei Einwilligung der Betroffenen 
auch Aufzeichnungen für Reden vorzunehmen, die 
vom Platz gehalten werden, wohlwissend, dass dann 
auch automatisch die Sitznachnachbarn mit aufge-
zeichnet werden.  

(Stefan Zimkeit [SPD]: Das macht der Rat sel-
ber in seiner Satzung vor Ort!) 

Wir haben bisher noch keinen praktikablen Weg ge-
funden. Insofern – bei aller Sympathie für Ihr Anlie-
gen, das wir durchaus für gerechtfertigt halten – hal-
ten wir den Weg, den Sie uns hier aufzeigen, für kei-
nen guten und werden uns deswegen auch gegen 
die Gesetzesvorlage aussprechen. 

Das heißt aber nicht, dass das Anliegen nicht ge-
rechtfertigt ist. Wir werden schauen, wie wir es in den 
weiteren Monaten, möglicherweise auch in der 
nächsten Legislaturperiode, erneut aufgreifen kön-
nen. – Bis dahin. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Kollege Krüger. – Für die FDP spricht der Kol-
lege Höne. 

Henning Höne (FDP): Herr Präsident! Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Im Ausschuss habe ich es be-
reits gesagt: Wenn es nicht notwendig ist, ein Gesetz 
zu machen, dann ist es notwendig, kein Gesetz zu 
machen. Das geht in die Richtung des Kollegen 
Nettekoven und der aufgeworfenen Frage: Sollen wir 
demnächst anfangen, alles aufzuschreiben, was 
möglich ist, oder sollen wir uns auf die Rahmenbe-
dingungen und auf die Dinge konzentrieren, die nicht 
möglich sind? 

Das Streaming von Ratssitzungen in den Kommunal-
parlamenten wurde ausführlich diskutiert: in der Eh-
renamtskommission, im Ausschuss und auch hier im 
Plenum. Nach der „Westdeutschen Allgemeinen Zei-
tung“ vom 23. Oktober 2016 nutzen bereits sieben 
von 28 Großstädten in Nordrhein-Westfalen das 
Streaming. Das ist der Gegenbeweis für die Notwen-
digkeit Ihres Gesetzentwurfs. Was Sie hier fordern, 
läuft bereits. Vorreiter war laut „WAZ“ die Stadt Bonn, 
übrigens schon 2009. Im nächsten Jahr soll auch die 
Stadt Leverkusen folgen. Es passiert also etwas in 
diesem Bereich. 

Aber – und das ist ein weiterer Grund dafür, warum 
wir uns Ihrem Gesetzentwurf nicht anschließen wer-
den – Persönlichkeitsrechte sind für uns von heraus-
ragender Bedeutung, und es ist eben ein Unter-
schied, ob ich Berufspolitiker bin, ob ich Mitglied ei-
nes gesetzgebenden Parlamentes – des Landtages 
oder des Bundestages – bin, oder ob ich ehrenamt-
lich Mitglied in einem Kommunalparlament und somit 
Teil der kommunalen Selbstverwaltung bin. Auf die-
sen Aspekt ist auch in der Sachverständigenanhö-
rung im März des vergangenen Jahres hinreichend 
hingewiesen worden. 

Es scheitert also nicht an den rechtlichen Möglichkei-
ten, wie Sie hier suggerieren, sondern es scheitert, 
wenn überhaupt, am politischen Willen vor Ort. Die-
ser politische Wille ist Teil der kommunalen Selbst-
verwaltung, die wir eigentlich alle im Hause hoch 
schätzen. Wir zumindest tun das. Darum setzen wir 
darauf, dass die Kommunen vor Ort für sich schon 
die richtige Entscheidung treffen werden. Aus die-
sem Grund brauchen wir diesen Gesetzentwurf nicht 
und lehnen ihn ab. 

(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von 
der CDU) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Danke schön, 
Herr Kollege Höne. – Für die Piraten spricht der Kol-
lege Herrmann. 
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Frank Herrmann (PIRATEN): Herr Präsident, vielen 
Dank für die Erteilung des Wortes. – Sehr geehrte 
Kolleginnen und Kollegen! Liebe Zuschauer hier im 
Saal und zu Hause! Wir haben heute schon viel über 
die Bedeutung der Einbeziehung und Beteiligung der 
Menschen in die politischen Gestaltungsmöglichkei-
ten, die unser demokratisches System bietet, ge-
sprochen, sei es durch die Absenkung des Wahlal-
ters oder durch ein Wahlrecht für Nicht-EU-Bürger im 
kommunalen Bereich und vieles mehr. 

Es ist wichtig, die Einbeziehung und Beteiligung der 
Menschen in die politischen Prozesse immer wieder 
zu fördern, damit sie sich nicht abwenden und sagen: 
Die reden in ihren Hinterzimmern und machen so-
wieso, was sie wollen. 

Genau darum, nämlich um die Stärkung der Partizi-
pation und der Beteiligung an den politischen Pro-
zessen auf kommunaler Ebene, geht es in unserem 
Gesetzentwurf. Konkret geht es um die Festschrei-
bung in der Gemeindeordnung, dass der Rat einer 
Stadt seine Sitzungen per Video- oder Audio-
streaming ins Internet übertragen darf, wenn er es 
denn möchte. Das soll der Rat vor Ort entscheiden. 
Er soll auch vor Ort darüber entscheiden, wie er es 
macht. 

Dabei geht es nicht um die professionelle Darstellung 
der Menschen, Frau Kollegin Steinmann. Vielmehr 
ist das Ziel, möglichst vielen Menschen die Teil-
nahme an den Sitzungen zu ermöglichen; denn auch 
wenn die Ratssitzungen in den Kommunen in aller 
Regel öffentlich sind, ist es ein Unterschied, ob ich 
jeweils dorthin gehen muss oder aber von zu Hause 
aus zuschauen kann, vielleicht auch zu einer ande-
ren Zeit, nämlich abends. Die technischen Möglich-
keiten sind durch das Internet gegeben und sollten 
auch genutzt werden. 

Unser Gesetzentwurf datiert vom März 2014 und ist 
somit schon etwas älter. Wir hatten die Beratungen 
zurückgestellt, um das Thema auch in der Arbeits-
gruppe zur Stärkung des kommunalen Ehrenamts 
behandeln und beraten zu können. 

Im Abschlussbericht der Ehrenamtskommission 
steht dazu auf Seite 27 – ich zitiere –: 

„Die Transparenz der Arbeit von Rat und Verwal-
tung ist ein wichtiges Anliegen. Live-Übertragun-
gen von Sitzungen (Streaming) können dazu bei-
tragen, die Transparenz zu erhöhen. Hierfür ist 
nach derzeitiger Rechtsauffassung die Einwilli-
gung aller Mitglieder der kommunalen Vertretung 
einzuholen … Die Arbeitsgruppe regt an, die 
Rechtsgrundlagen für Livestreams aus kommu-
nalen Gremien zu prüfen und zu präzisieren.“ 

Diese Prüfung ist bisher nicht erfolgt, und auch in 
dem Gesetzentwurf von Rot-Grün mit dem Namen 
„Gesetz zur Stärkung der kommunalen Selbstverwal-
tung“, das wir gleich noch behandeln werden, ist 

dazu nichts enthalten. Deshalb haben wir unseren 
Entwurf hier heute zur Abstimmung gestellt. 

Ich möchte kurz auf die Kritikpunkte eingehen, die 
eben genannt worden sind.  

Der Klassiker: Das gibt es doch schon, das brauchen 
wir nicht. – Das sogenannte Rats-TV gibt es tatsäch-
lich in einigen Städten und Gemeinden, und ich 
glaube, das ist unter anderem auch dem Einfluss der 
Piraten zu verdanken. Nicht nur hier im Landtag gibt 
es seit dieser Legislaturperiode wesentlich mehr Sit-
zungen, die im Internet übertragen werden, auch seit 
den Kommunalwahlen gibt es durch die über 130 
Mandatsträger der Piraten in den Räten viele Initiati-
ven zum Streaming, und viele wurden auch mehr-
heitlich angenommen. Das ist gut und wichtig. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Aber die Verhältnisse können sich ändern, und wo 
heute noch die Fahne von Transparenz und Beteili-
gung hochgehalten wird, mag das nach der nächsten 
Wahl anders aussehen. Deshalb geht es darum, das 
einmal Erreichte und für gut Befundene auch festzu-
schreiben, Herr Nettekoven. So etwas ist manchmal 
notwendig. 

Ein weiterer Kritikpunkt bezog sich auf die Ermögli-
chungsform, die wir gewählt haben; so etwas 
schreibe man nicht in die Gemeindeordnung, das sei 
zu weich. Genau das Gleiche schreibt aber die rot-
grüne Mehrheitsfraktion in ihr Gesetz zur Stärkung 
der kommunalen Selbstverwaltung. Dort heißt es 
zum Beispiel in § 27a: 

„Die Gemeinde kann zur Wahrnehmung der spe-
zifischen Interessen … besondere Vertretungen 
bilden … Das Nähere kann durch Satzung gere-
gelt werden.“ 

Genau darum geht es auch hier. Es geht um eine 
weiche Regelung, um eine Klarstellung, dass es 
überhaupt möglich ist. Das Nähere darf der Gemein-
derat sich selber überlegen, zum Beispiel, welche 
Regelungen er zum Datenschutz trifft.  

Ich darf zusammenfassen: Der Bedarf ist da. Letz-
tens wurde berichtet, dass bei Ratssitzungen in Es-
sen jeweils bis zu 2.000 Besucher im Stream sind. 
Ich finde das fantastisch! 

(Beifall von den PIRATEN) 

– Das muss man auch mal sagen. – Ganz egal, wie 
viele es sind, geht es letztlich darum, die Möglichkeit 
zu schaffen, sich solche Sitzungen auch von zu 
Hause, unterwegs oder sonst wo anschauen zu kön-
nen. 

(Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]: Das schaf-
fen wir auch ohne den Gesetzentwurf!) 

Es geht darum, die Basis für eine solche Beteiligung 
zu vergrößern. 
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Mit unserem Gesetzentwurf wollen wir die Möglich-
keit festschreiben, dass so etwas vor Ort durch den 
Gemeinderat geregelt werden kann – nicht mehr und 
nicht weniger. Dafür bitten wir um Ihre Zustim-
mung. – Danke schön für die Aufmerksamkeit! 

(Beifall von den PIRATEN) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Kollege Herrmann. – Für die Landesregierung 
spricht Herr Minister Jäger. 

Ralf Jäger, Minister für Inneres und Kommunales: 
Herzlichen Dank, Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Eigentlich haben die Vorred-
ner schon alles gesagt. Die Zielrichtung mag in Ord-
nung sein, aber die Fragen des Datenschutzes und 
des Rechtes auf informationelle Selbstbestimmung 
wurden von Ihnen, Herr Herrmann, schlichtweg gar 
nicht erst geprüft, sondern vom Tisch gewischt, als 
seien sie nicht existent. 

Meiner Meinung nach besteht hier überhaupt kein 
Regelungstatbestand, da die Ermöglichung heute 
schon gegeben ist, aber der Zustimmung aller Rats-
mitglieder bedarf. Das ist ein Zeichen dafür, dass in 
Nordrhein-Westfalen die kommunale Selbstverwal-
tung funktioniert. – Herzlichen Dank für Ihre Aufmerk-
samkeit. 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Minister! – Mir liegen keine weiteren Wortmel-
dungen vor, und wir sind am Schluss der Ausspra-
che. 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ausschuss für 
Kommunalpolitik empfiehlt in Drucksache 16/13332, 
den Gesetzentwurf Drucksache 16/5474 abzu-
lehnen. Wir kommen somit zur Abstimmung über den 
Gesetzentwurf Drucksache 16/5474 selbst und nicht 
über die Beschlussempfehlung. Wer dem seine Zu-
stimmung geben kann, bitte ich um das Handzei-
chen. – Wer kann dem nicht seine Zustimmung ge-
ben? – Damit ist der Gesetzentwurf Drucksache 
16/5474 abgelehnt mit Stimmen von SPD, CDU, der 
Fraktion der Grünen und der FDP-Fraktion gegen die 
Stimmen der Piraten. 

Ich rufe auf: 

10 Landesregierung muss E-BAföG-Flop verhin-
dern – Bürokratie wirksam abbauen! 

Antrag 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 16/13299 

Ich eröffne die Aussprache und erteile für die FDP-
Fraktion dem Kollegen Hafke das Wort. – Und, ver-
ehrte Kolleginnen und Kollegen, ich bitte um Ihre ge-
schätzte Aufmerksamkeit! 

Marcel Hafke (FDP): Sehr geehrter Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Über die Jahre hinweg ist das BAföG zu einem wah-
ren Bürokratiemonster herangewachsen, und trotz-
dem ist es vielfach noch ungerecht und benachteiligt 
Familien mit mittlerem Einkommen. Eigentlich gehört 
es deswegen grundsätzlich überarbeitet und auch 
verschlankt. Aber bis es so weit ist, muss man natür-
lich einen Weg finden, so gut wie möglich damit um-
zugehen, und deswegen war es eine gute Idee, die 
Digitalisierung in den Bereich des BAföG Einzug hal-
ten zu lassen. 

Wie es jedoch bei vielen Themen im Zusammenhang 
mit der Digitalisierung in Nordrhein-Westfalen der 
Fall ist, hapert es bei dieser Landesregierung mit der 
Umsetzung. Noch am 2. August 2016 hat Ministerin 
Schulze stolz verkündet, dass das nordrhein-westfä-
lische E-BAföG jetzt eine Ausweisfunktion habe, von 
der Studierende und Studierendenwerke profitieren 
würden. 

Die Realität ist leider mehr als ernüchternd. An der 
Uni Bielefeld gab es bei ca. 24.000 Studierenden 
seitdem nur einen einzigen E-BAföG-Antrag. An der 
Universität Duisburg-Essen mit 42.000 Studierenden 
herrscht komplette Fehlanzeige. – Das ist eine ver-
heerende Bilanz, Frau Ministerin! 

(Beifall von der FDP) 

Der Grund dafür liegt genau in dieser Ausweisfunk-
tion. Sie erfordert in Zukunft nämlich, dass ein Chip-
kartenlesegerät vorhanden sein muss, um einen E-
BAföG-Antrag zu stellen. Ein solches Gerät ist für die 
meisten Studierenden in diesem Land schlichtweg zu 
teuer. Wenn man 30 € bis 50 € für eine Chipkarten-
funktion zahlen muss und eine Briefmarke lediglich 
70 Cent kostet, kann das Ganze nicht funktionieren. 

(Beifall von der FDP) 

Die teuren Folgen dieser verkorksten Ausweisfunk-
tion sind klar: Man druckt sich den E-BAföG-Antrag 
wieder aus, schickt ihn per Post dann zum Amt, und 
dort wird er händisch wieder ins System eingegeben. 
Dort müssen also Arbeitskräfte unsinnige Arbeit erle-
digen, die man heute viel einfacher bewältigen 
könnte. Die Einführung einer Ausweisfunktion durch 
die Landesregierung war also zumindest in dieser 
Form mehr als naiv und zeigt einmal mehr, wie weit 
Rot-Grün von der digitalen Lebenswelt junger Men-
schen entfernt ist. 

Wenn gleich von jemandem der Vorschlag kommt, 
man könnte das ja mit einer De-Mail-Adresse einfa-
cher machen, dann muss ich demjenigen sagen, 
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